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II

(Mitteilungen)

GEMEINSAME ERKLARUNGEN

EUROPAISCHES PARLAMENT

RAT

EUROPAISCHE KOMMISSION

Erklirungen zur Verordnung (EU) 2021/695 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
28. April 2021 zur Einrichtung von ,,Horizont Europa“, dem Rahmenprogramm fiir Forschung und
Innovation, sowie iiber dessen Regeln fiir die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse und zur
Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 (})

(2021/C 185/01)

Gemeinsame politische Erklirung zur Wiederverwendung freigegebener Mittel im Zusammenhang mit Horizont Europa

In der Gemeinsamen Erklirung zur Wiederverwendung freigegebener Mittel im Zusammenhang mit dem Forschungs-
programm (%) sind das Europdische Parlament, der Rat und die Kommission iibereingekommen, fur das Forschungs-
programm Mittel fiir Verpflichtungen wieder einzusetzen, die dem Betrag an freigegebenen Mitteln in Héhe von bis zu 0,5
Mrd. EUR (zu Preisen von 2018) im Zeitraum 2021-2027 entsprechen, der sich aus der vollstindigen oder teilweisen
Nichtumsetzung von Projekten des Rahmenprogramms ,Horizont Europa“ oder seines Vorgingers ,Horizont 2020 (*)
ergibt, wie dies in Artikel 15 Absatz 3 der Haushaltsordnung vorgesehen ist. Unbeschadet der Befugnisse der
Haushaltsbehorde und der Befugnisse der Kommission fiir die Ausfilhrung des Haushaltsplans einigen sich das
Europdische Parlament, der Rat und die Kommission auf die folgende vorldufige Aufteilung dieses Betrags:

— 300000000 EUR zu konstanten Preisen von 2018 fiir das Cluster ,Digitalisierung, Industrie und Raumfahrt®,
insbesondere fiir die Quantenforschung;

— 100000 000 EUR zu konstanten Preisen von 2018 fiir das Cluster ,Klima, Energie und Mobilitit*; und

— 100 000 000 EUR zu konstanten Preisen von 2018 fiir das Cluster ,,Kultur, Kreativitit und inklusive Gesellschaft*.

Erklirung der Kommission zu Erwigungsgrund 47

Die Kommission beabsichtigt, den Haushalt des EIC-Accelerators so einzusetzen, dass sichergestellt ist, dass die
Unterstiitzung aus dem EIC-Accelerator fir KMU, darunter fiir Start-up-Unternehmen, die nur in Form von Finanzhilfe
erfolgt, im Einklang mit Artikel 48 Absatz 1 und Erwidgungsgrund 47 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ jener
entspricht, die aus dem Haushalt des KMU-Instruments des Programms ,Horizont 2020 bereitgestellt wird.

() ABLL 170 vom 12.5.2021, . 1.

() ABL C 444 1 vom 22.12.2020, S. 3.

() Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber das Rahmenprogramm
fuir Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (ABL L 347 vom
20.12.2013, S. 104).
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Erklirung der Kommission zu Artikel 6

Auf Anfrage beabsichtigt die Kommission einen Meinungsaustausch mit dem zustidndigen Ausschuss des Europiischen
Parlaments iiber i) die Liste der potenziellen Kandidaten fiir Partnerschaften auf der Grundlage der Artikel 185
und 187 AEUV, die Gegenstand von Folgenabschitzungen (in der Anfangsphase) sein werden; ii) die Liste vorldufiger
Auftrage, die von den Auftragsbeiriten ermittelt wurden; iii) die Ergebnisse des Strategieplans vor seiner férmlichen
Annahme, und iv) sie wird im Zusammenhang mit den Arbeitsprogrammen stehende Unterlagen vorlegen und teilen.

Erklirung der Kommission zu Ethik/Stammzellforschung — Artikel 19

Fiir das Rahmenprogramm ,Horizont Europa“ schligt die Europdische Kommission vor, die ethischen Fragen hinsichtlich
einer Forderfahigkeit von Forschungsarbeiten mit humanen embryonalen Stammzellen genauso zu behandeln wie im
Rahmenprogramm ,Horizont 2020

Die Europiische Kommission schligt dies vor, da sie anhand ihrer Erfahrungen auf diesem sehr vielversprechenden
Wissenschaftsgebiet eine verantwortungsvolle Vorgehensweise entwickelt hat, die sich bei einem Forschungsprogramm, an
dem Forscher aus vielen Lindern mit unterschiedlichsten rechtlichen Rahmenbedingungen teilnehmen, als zufrieden-
stellend erwiesen hat.

1. Das Rahmenprogramm ,Horizont Europa“ schliefSt drei Forschungsgebiete ausdriicklich von der Forderung durch die
Union aus:

— Forschungstitigkeiten zum Klonen von Menschen zu Reproduktionszwecken,

— Forschungstitigkeiten zur Verinderung des Erbguts des Menschen, durch die solche Anderungen vererbbar werden
konnten,

— Forschung zur Ziichtung menschlicher Embryonen ausschlieflich zu Forschungszwecken oder zur Gewinnung von
Stammzellen, auch durch Zellkerntransfer somatischer Zellen.

2. Es werden keine Tatigkeiten gefordert, die in allen Mitgliedstaaten verboten sind. Auch wird keine Tatigkeit in einem
Mitgliedstaat gefordert, in dem diese verboten ist.

3. ,Horizont Europa“ und die Bestimmungen iiber die ethischen Grundsitze bei der Forderung von Forschungsarbeiten
an humanen embryonalen Stammzellen durch die Union beinhalten in keiner Weise eine Bewertung der in den einzelnen
Mitgliedstaaten geltenden rechtlichen oder ethischen Auflagen fiir solche Forschungstitigkeiten.

4. Beiden Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlidgen verlangt die Europdische Kommission nicht ausdriicklich die
Verwendung humaner embryonaler Stammzellen. Uber die etwaige Verwendung adulter oder embryonaler Stammzellen
entscheiden die Wissenschaftler unter Beriicksichtigung der von ihnen angestrebten Ziele. Praktisch gesehen entfillt der
weitaus grofite Teil der Fordermittel der Union fiir die Stammzellenforschung auf die Verwendung adulter Stammzellen. Es
gibt keinen Grund, warum sich dies mit ,Horizont Europa“ grundlegend dndern sollte.

5. Jedes Projekt, fiir das die Verwendung humaner embryonaler Stammzellen vorgeschlagen wird, muss eine
wissenschaftliche Bewertung erfolgreich durchlaufen, bei der durch unabhingige wissenschaftliche Sachverstindige gepriift
wird, ob die Verwendung dieser Stammzellen zur Erreichung der wissenschaftlichen Ziele notwendig ist.

6. Vorschlige, die die wissenschaftliche Bewertung erfolgreich durchlaufen haben, werden anschliefend einer strengen
Ethikpriifung durch die Europdische Kommission unterzogen. Hierbei kommen die Prinzipien, auf die sich die Charta der
Grundrechte der Europiischen Union stiitzt, sowie die einschligigen internationalen Ubereinkommen, wie das am 4. April
1997 in Oviedo unterzeichnete Ubereinkommen des Europarats itber Menschenrechte und Biomedizin und seine
Zusatzprotokolle und die Allgemeine Erklirung tiber das menschliche Genom und die Menschenrechte der UNESCO, zum
Tragen. Die Ethikpriifung dient auch dazu, sicherzustellen, dass die Vorschlige im Einklang mit den Vorschriften der
Lander stehen, in denen die Forschungsarbeiten durchgefiihrt werden sollen.

7. In besonderen Fillen kann die Ethikpriifung auch wihrend der Laufzeit des Projekts durchgefithrt werden.

8. Fiir jedes Projekt, bei dem die Verwendung humaner embryonaler Stammzellen vorgeschlagen wird, ist vor Beginn der
jeweiligen Tatigkeiten die Genehmigung der zustindigen nationalen oder lokalen Ethikausschiisse einzuholen. Simtliche
nationalen Vorschriften und Verfahren, etwa zum Einverstindnis der Eltern, zum Verbot finanzieller Anreize usw. sind
einzuhalten. Gepriift wird, ob das Projekt Genehmigungs- und Kontrollmanahmen durch die zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten, in denen die Forschungsarbeiten durchgefiihrt werden, beinhaltet.
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9. Ein Vorschlag, der die wissenschaftliche Bewertung, die nationale oder lokale Ethikpriifung und die Ethikpriifung
durch die Union erfolgreich durchlaufen hat, wird den in einem gemifl dem Priifverfahren titigen Ausschuss vertretenen
Mitgliedstaaten zur Einzelgenehmigung vorgelegt. Es wird kein Projekt, das die Verwendung humaner embryonaler
Stammzellen beinhaltet, gefordert, wenn es nicht die Genehmigung der Mitgliedstaaten hat.

10. Die Kommission wird auch in Zukunft darauf achten, dass die Ergebnisse der von der Union geférderten Stammzellen-
forschung sidmitlichen Forschern leicht zuginglich gemacht werden, sodass schlieflich die Patienten in allen Lindern hieraus
Nutzen ziehen konnen.

11. Die Europiische Kommission wird Mafnahmen und Initiativen fordern, die dazu beitragen, dass Forschungsarbeiten
mit humanen embryonalen Stammzellen auf ethisch vertretbare Art und Weise koordiniert und rationalisiert werden
konnen. So wird die Kommission weiterhin die Einrichtung eines europdischen Registers der humanen embryonalen
Stammzelllinien unterstiitzen. Ein solches Register ermdglicht einen Uberblick iiber in Europa vorhandene humane
embryonale Stammzellen, optimiert deren Verwendung durch Wissenschaftler und kann dazu beitragen, dass neue
Stammzelllinien nicht unnétig gewonnen werden.

12. Die Europdische Kommission wird die gidngige Praxis fortfithren und dem gemifd dem Priifverfahren titigen Ausschuss
keine Vorschldge fur Projekte unterbreiten, die Forschungstitigkeiten (auch solche zur Gewinnung von Stammzellen)
beinhalten, bei denen menschliche Embryos zerstort werden. Der Ausschluss dieses Forschungsschritts von der
Forderfahigkeit bedeutet nicht, dass die Union sich daran anschlieBende Forschungstitigkeiten, bei denen humane
embryonale Stammzellen verwendet werden, von der Forderung ausschlief3t.
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN
STELLEN DER EUROPAISCHEN UNION

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 6. Mai 2021

zur Ernennung von zwolf Mitgliedern des Verwaltungsrates der Europdischen Chemikalienagentur

(2021/C 185/02)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschrinkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europdischen
Chemikalienagentur, ~ zur ~ Anderung  der  Richtlinie ~ 1999/45EG ~ und  zur  Aufthebung  der
Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG
des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission ('), insbesondere
auf Artikel 79,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) In Artikel 79 der Verordnung
(EG) Nr. 1907/2006 ist vorgesehen, dass der Rat jeweils einen Vertreter aus jedem Mitgliedstaat als Mitglied des
Verwaltungsrats der Européischen Chemikalienagentur (im Folgenden ,Verwaltungsrat®) zu ernennen hat.

(2)  Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind auf der Grundlage ihrer einschldgigen Erfahrung und Kenntnisse im Bereich
der Sicherheit oder der Regulierung chemischer Stoffe zu ernennen, wobei auch zu gewdihrleisten ist, dass die
Mitglieder des Verwaltungsrats iiber einschligigen Sachverstand in allgemeinen, finanziellen und rechtlichen Fragen
verfiigen.

(3)  Die Amtszeit betragt vier Jahre und kann einmal verlingert werden.
(4)  Mit Beschluss vom 7. Juni 2007 () hat der Rat 27 Mitglieder des Verwaltungsrats ernannt.

(5)  Die derzeitigen von Tschechien, Irland, Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Ungarn, den Niederlanden,
Osterreich, Slowenien, Finnland und Schweden benannten Mitglieder des Verwaltungsrats wurden fiir den Zeitraum
bis zum 31. Mai 2021 ernannt.

(6)  Der Rat hat von allen betreffenden Mitgliedstaaten Nominierungen erhalten —

(") ABLL 396 vom 30.12.2006, S. 1.
(*) Beschluss des Rates vom 7. Juni 2007 zur Ernennung von 27 Mitgliedern des Verwaltungsrates der Europaischen Agentur fiir
chemische Stoffe (ABL. C 134 vom 16.6.2007, S. 6).
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Folgende Personen werden fiir eine zweite Amtszeit vom 1. Juni 2021 bis zum 31. Mai 2025 zu Mitgliedern des
Verwaltungsrats ernannt (Name, Staatsangehorigkeit, Geburtsdatum):
— Frau Tatjana KOLESNIKOVA, tschechisch, 24. November 1969;
— Herr Oscar Valentin GONZALEZ SANCHEZ, spanisch, 8. Marz 1972;
— Herr Paul KRAJNIK, osterreichisch, 20. Januar 1964;
— Herr Alojz GRABNER, slowenisch, 23. Juli 1965;
— Frau Hanna Maria KORHONEN, finnisch, 8. August 1964.

Artikel 2
Folgende Personen werden fiir eine erste Amtszeit vom 1. Juni 2021 bis zum 31. Mai 2025 zu Mitgliedern des
Verwaltungsrats ernannt (Name, Staatsangehorigkeit, Geburtsdatum):
— Herr Stephen Patrick CURRAN, irisch, 24. Juli 1962;
— Frau Karine BOQUET, franzosisch, 21. Juli 1973;
— Dr. Pasqualino ROSS], italienisch, 16. Mai 1962;
— Herr Jérome FAE, luxemburgisch, 25. November 1989;
— Dr. Szilvia DEIM, ungarisch, 21. November 1971;
— Herr Kees HOPPENER, niederldndisch, 15. Juli 1960;
— Herr Per ANGQUIST, schwedisch, 21. Mai 1969.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 6. Mai 2021.

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. BORRELL FONTELLES
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Notifikation der Europdischen Union nach dem Abkommen iiber Handel und Zusammenarbeit
zwischen der Europiischen Union und der Europiischen Atomgemeinschaft einerseits und dem
Vereinigten Konigreich Grofbritannien und Nordirland andererseits

(2021/C 185/03)

Die Europdische Union notifiziert dem Vereinigten Konigreich in Bezug auf das Abkommen iiber Handel und
Zusammenarbeit zwischen der Europidischen Union und der Europidischen Atomgemeinschaft einerseits und dem
Vereinigten Konigreich Grofbritannien und Nordirland andererseits (im Folgenden ,Abkommen iiber Handel und
Zusammenarbeit“) Folgendes:

. UBERARBEITUNG DER LISTE DER ZUSTANDIGEN BEHORDEN

Die nachstehenden Angaben ersetzen die entsprechenden Angaben, die dem Vereinigten Konigreich am 29. Januar
2021 notifiziert wurden.

b) Artikel 690 Absatz 7 Buchstabe b ('): Notifikation der nach dem innerstaatlichen Recht jedes einzelnen
Mitgliedstaats fiir die Vollstreckung von Haftbefehlen zustindigen Behorde;

Spanien

Das fiir die Anerkennung und Vollstreckung von Haftbefehlen zustidndige Gericht ist die Strafkammer (Sala de lo Penal)
des Nationalen Obergerichts (Audiencia Nacional), auler in Fillen, in denen die gesuchte Person keinen Widerspruch
gegen den von den Behorden des Vereinigten Konigreichs ausgestellten Haftbefehl erhoben hat; in diesen Fallen wire
das entsprechende Zentrale Ermittlungsgericht (Juzgado Central de Instruccion) zustindig.

. ZUSATZLICHE SONSTIGE NOTIFIKATIONEN

Die nachstehenden Notifikationen werden zu den Notifikationen hinzugefiigt, die dem Vereinigten Koénigreich am
26. Februar 2021 tibermittelt wurden.

8) Notifikation nach Artikel 659 Absatz 4/Artikel 690 Absatz 2 ()

Die Europiische Union notifiziert im Namen der folgenden Mitgliedstaaten, dass Artikel 659 () — unter dem
Vorbehalt des Grundsatzes der Gegenseitigkeit — auch auf Konten angewendet wird, die bei Finanzinstituten des
Nichtbankensektors gefiithrt werden:

Zypern.

9) Notifikation nach Artikel 660 Absatz 5/Artikel 690 Absatz 2 (*)

Die Europiische Union notifiziert im Namen der folgenden Mitgliedstaaten, dass Artikel 660 () — unter dem
Vorbehalt des Grundsatzes der Gegenseitigkeit — auch auf Konten angewendet wird, die bei Finanzinstituten des
Nichtbankensektors gefiithrt werden:

Zypern.

11) Notifikation nach Artikel 670/Artikel 690 Absatz 2 (%)

Die Europiische Union notifiziert im Namen der folgenden Mitgliedstaaten, dass das Erfordernis der beiderseitigen
Strafbarkeit nach Artikel 670 Absatz 1 Buchstabe b () unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit entfallt, sofern die
dem Ersuchen zugrunde liegende Straftat a) eine der in Artikel 599 Absatz 4 () aufgefiihrten Straftaten gemifl dem
Recht des ersuchenden Staates ist und b) im ersuchenden Staat mit einer Freiheitsstrafe oder einer freiheitsent-
ziehenden MafSregel der Besserung und Sicherung im Hochstmaf§ von mindestens drei Jahren bedroht ist:

Niederlande.

Ex-Artikel LAW.OTHER.134 Absatz 7 Buchstabe b.
Ex-Artikel LAW.CONFISC.4 Absatz 4/ex-Artikel LAW.OTHER.134 Absatz 2.
Ex-Artikel LAW.CONFISC.4.
Ex-Artikel LAW.CONFISC.5 Absatz 5/ex-Artikel LAW.OTHER.134 Absatz 2.
Ex-Artikel LAW.CONFISC.5.
Ex-Artikel LAW.CONFISC.15 Absatz 2/ex-Artikel LAW.OTHER.134 Absatz 2.
Ex-Artikel LAW.CONFISC.15 Absatz 1.
Ex-Artikel LAW.SURR.79 Absatz 4.

=S

M SO D S M-S M ™
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EUROPAISCHE KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 7. Mai 2021

zur Anderung des Beschlusses 2017/C 31/12 zur Einrichtung der Expertengruppe der Kommission
»Plattform fiir den Tierschutz“

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

(2021/C 185/04)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Mit dem Beschluss 2017/C 31/12 der Kommission (') wurde eine Expertengruppe mit dem Namen ,Plattform fiir
den Tierschutz (im Folgenden die ,Plattform®) eingesetzt. Zu den Hauptaufgaben der Plattform gehéren die
Unterstiitzung der Kommission und die Forderung eines regelmifigen Dialogs tiber unmittelbar mit dem
Tierschutz in Zusammenhang stehende Angelegenheiten der Union, zum Beispiel die Durchsetzung der Rechtsvor-
schriften sowie der Austausch tiber wissenschaftliche Erkenntnisse, Innovationen und eine gute Tierschutzpraxis.

(2)  Die Geltungsdauer des Beschlusses 2017/C 31/12 sollte urspriinglich am 31. Dezember 2019 enden und wurde
durch den Beschluss 2019/C 405/05 der Kommission (?) bis zum 30. Juni 2021 verlidngert.

(3)  In den vier Jahren ihres Bestehens hat sich die Plattform zu einem weithin anerkannten Forum fiir einen offenen
Dialog uiber den Tierschutz, fiir den Austausch einer guten Praxis und fiir die Einleitung nichtlegislativer Initiativen
entwickelt, in dem sich Mitgliedstaaten und betroffene Interessentriger aus der gesamten Union engagieren und das
die Verbesserung des Tierschutzes zum Ziel hat.

(4)  Am 20. Mai 2020 nahm die Kommission ihre Mitteilung iiber die Strategie ,Vom Hof auf den Tisch” fiir ein faires,
gesundes und umweltfreundliches Lebensmittelsystem () an. Die Strategie umfasst tierschutzbezogene Maffnahmen,
wie etwa die Sondierung von Optionen fiir eine EU-Tierwohlkennzeichnung, Arbeiten im Zusammenhang mit der
Durchsetzung der Tierschutzvorschriften oder die Sammlung von Stellungnahmen zur Unterstiitzung einer
kiinftigen Uberarbeitung der Tierschutzvorschriften. Die Plattform kann bei der Ausgestaltung dieser Manahmen
eine wichtige Rolle spielen.

(5)  Im Kontext der Verordnung (EU) 2017/625 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) konnte die Plattform der
Kommission ferner Unterstiitzung dabei bieten, Leitlinien auszuarbeiten oder Rechtsakte ohne Gesetzescharakter
vorzubereiten, die auf die Erleichterung und Harmonisierung der Umsetzung von Tierschutzvorschriften abzielen,
indem sie sich bei technischen und wissenschaftlichen Fragen einbringt sowie praktische Erfahrungen in diesem
Bereich beisteuert.

(") Beschluss der Kommission vom 24. Januar 2017 zur Einrichtung der Expertengruppe der Kommission ,Plattform fiir den Tierschutz*
(ABL C 31 vom 31.1.2017, S. 61).

() Beschluss der Kommission vom 29. November 2019 zur Anderung des Beschlusses 2017/C 31/12 zur Einrichtung der
Expertengruppe der Kommission ,Plattform fiir den Tierschutz“ (ABI. C 405 vom 2.12.2019, S. 5).

() Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den
Ausschuss der Regionen — ,Vom Hof auf den Tisch — eine Strategie fiir ein faires, gesundes und umweltfreundliches Lebensmit-
telsystem (COM(2020) 381 final).

(*) Verordnung (EU) 2017/625 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mdrz 2017 iiber amtliche Kontrollen und andere
amtliche Tatigkeiten zur Gewahrleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften iiber Tiergesundheit
und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG)
Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU)
2016/2031 des Europiischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie
der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der
Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG,
89/662[EWG, 90/425[EWG, 91[496/EWG, 96/23EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates
(Verordnung iiber amtliche Kontrollen) (ABL L 95 vom 7.4.2017, S. 1).
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(6)  Die Plattform sollte daher ihre Tatigkeiten mit einer neuen Zusammensetzung fortfithren, um einen niitzlichen
Beitrag in Verbindung mit den derzeitigen Priorititen der Kommission im Bereich des Tierschutzes zu leisten.

(7)  Es ist somit angezeigt, die Geltungsdauer des Beschlusses 2017/C 31/12 um 4 Jahre bis zum 30. Juni 2025 zu
verlingern.

(8)  Der Beschluss 2017/C 31/12 sollte daher entsprechend geindert werden —

BESCHLIERT:

Einziger Artikel
Artikel 16 des Beschlusses 2017/C 31/12 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 16
Geltungsdauer

Dieser Beschluss gilt bis zum 30. Juni 2025.¢

Briissel, den 7. Mai 2021

Fiir die Kommission
Stella KYRIAKIDES
Mitglied der Kommission







ISSN 1977-088X (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2407 (Papierausgabe)

m Amt fir Veroffentlichungen
der Européischen Union
L-2085 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Erklärungen zur Verordnung (EU) 2021/695 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 zur Einrichtung von Horizont Europa, dem Rahmenprogramm für Forschung und Innovation, sowie über dessen Regeln für die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 2021/C 185/01
	Beschluss des Rates vom 6. Mai 2021 zur Ernennung von zwölf Mitgliedern des Verwaltungsrates der Europäischen Chemikalienagentur 2021/C 185/02
	Notifikation der Europäischen Union nach dem Abkommen über Handel und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland andererseits 2021/C 185/03
	Beschluss der Kommission vom 7. Mai 2021 zur Änderung des Beschlusses 2017/C 31/12 zur Einrichtung der Expertengruppe der Kommission Plattform für den Tierschutz 2021/C 185/04

